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Alles wird wieder gut, lauten
oft die ersten Trostworte von
Angehörigen, Freunden oder
UnterstützerInnen nach ei-
nem traumatischen Erlebnis.
Doch Opfern rassistischer
Gewalt helfen Sonntagsre-
den und wortreiche Verspre-
chungen wenig. Einen signi-
fikanten Rückgang rechter
und rassistisch motivierter
Gewalt können weder die be-
troffenen Opfergruppen - al-
len voran MigrantInnen und
Asylsuchende - noch die 
Beratungsstellen für Opfer
rechter, rassistischer und
antisemitischer Gewalt fest-
stellen. Stattdessen sind sie
mit einem Ermüdungseffekt
konfrontiert, den die Appelle
an ”Zivilcourage” offenbar in
Teilen der Gesellschaft be-
wirkt haben. In der Regel sind
die Opfer nach den ersten
Schlagzeilen über einen er-
neuten Angriff alleine gelas-
sen mit den körperlichen und
seelischen Folgen. Im Fall
von MigrantInnen und Asyl-
suchenden ist es zwar mit Hil-

fe der Medien in Einzelfällen
gelungen, die Situation der
Betroffenen an die Öffentlich-
keit zu vermitteln. Doch de-
ren weiteres Schicksal ver-
schwindet meist schnell aus
dem Blickfeld.
MigrantInnen und Asylsuch-
ende, die Opfer eines rassis-
tischen Angriffs wurden, tref-
fen nicht alleine die Schläge,
Fußtritte und verbalen Dro-
hungen ”Wir kriegen dich
noch” oder ”Verschwinde aus
diesem Land”. Sie befinden
sich zumeist in einer extrem
schwierigen Lebenslage.
Asylsuchende unterliegen ei-
nem faktischen Arbeitsver-
bot, sie erhalten Sozialhilfe in
Form von Wertgutscheinen
oder Warenpaketen und sie
unterliegen der Residenz-
pflicht. Um den Ort, an dem
sich der Angriff ereignete,
verlassen und erneute Be-
gegnungen mit den oftmals
auf freiem Fuß befindlichen
Tätern vermeiden zu können,
müssen sie von den Auslän-
derbehörden eine Genehmi-

gung zum Wohnortwechsel
erhalten. In vielen Fällen ha-
ben Betroffene - trotz der
Unterstützung durch Opfer-
beratungsinitiativen - darum
monatelang kämpfen müs-
sen. Monate, in denen die
Angst vor einem erneuten An-
griff bis hin zu völliger sozia-
ler Isolation, Panikzuständen,
Depressionen und schweren
psychosomatischen Erkran-
kungen führt.
Gesteigert werden diese
Symptome durch fehlende
soziale Bindungen und Kon-
takte sowie einer mangeln-
den Zukunftsperspektive. Ein
anhaltend unsicherer Aufent-
haltsstatus, oft verbunden mit
der Drohung einer Auswei-
sung, die durch kurzfristige
Verlängerungen von Dul-
dungen lediglich aufgescho-
ben wird, machen den Opfern
rassistischer Angriffe eine
Verarbeitung der Folgen un-
möglich.

Ein Signal der Solidarität
Vor diesem Hintergrund ent-
stand bei den Opferbera-
tungsprojekten die Forde-
rung nach einem dauerhaften
Bleiberecht für Opfer rassis-
tischer Gewalt, das grund-
sätzlich unabhängig von den
Folgen des Angriffs gewährt
werden sollte und an keine
weiteren Voraussetzungen
geknüpft sein darf. Mit einem
dauerhaften Bleiberecht für
die betroffenen MigrantInnen
und Flüchtlinge wäre eine
dringend notwendige politi-
sche und gesellschaftliche Si-
gnalwirkung verbunden. 
Durch das Bleiberecht wür-
den Behörden und Gesell-
schaft gegenüber den Opfern
den Willen zum Ausdruck
bringen, das Unrecht der Tat

im Nachhinein auszuglei-
chen. Gleichzeitig würde die
Wirkung des Angriffs sowie
die damit verbundene Ziel-
setzung der Täter - die dauer-
hafte Vertreibung der Betrof-
fenen aus Deutschland - ins
Gegenteil verkehrt. Durch ein
Bleiberecht für die Opfer wird
den Tätern deutlich vor Au-
gen geführt, dass ihre politi-
schen Ziele nicht nur geäch-
tet werden, sondern auch
nicht durch Abschiebungen
durchsetzbar sind. 
Wer die Bekenntnisse zu De-
mokratie, Zivilcourage, Men-
schenrechten und der unan-
tastbaren Würden aller im
Geltungsbereich des Grund-
gesetzes lebenden Menschen
- unabhängig von ihrem Auf-
enthaltsstatus und ihrer Her-
kunft - ernst meint, muss Wor-
ten Taten folgen lassen. Es
reicht nicht aus, durch Straf-
verfolgung der Täter zu
signalisieren, dass die men-
schenverachtenden Gewalt-
taten nicht hingenommen
werden. 
Um deutlich zu machen, dass
sich diese Taten außerhalb
des gesellschaftlichen Kon-
sens befinden, bedarf es ei-
nes Signals, das sowohl für
die Opfer als auch für die Tä-
ter eindeutig ist.
Rassistische Angriffe spre-
chen den Opfern eine Da-
seinsberechtigung bzw. ein
Aufenthaltsrecht in Deutsch-
land ab. Die Täter leiten die
Legitimation für ihre Angriffe
allzu oft aus dem Eindruck
ab, sie seien Vollstrecker ei-
nes gesellschaftlichen Kon-
sens der Ausgrenzung und
Rechtlosigkeit von MigrantIn-
nen und Flüchtlingen. Die An-
griffe resultieren dann auch
nicht alleine in den psychi-

schen und physischen Fol-
gen für die Betroffenen. Viel-
mehr verstehen die Opfer
und deren soziales Umfeld
ganz genau, dass der Angriff
nicht alleine der oder dem Be-
troffenen gilt, sondern auf
eine bestimmte Gruppe von
Menschen zielt. Erst durch
ein dauerhaftes Bleiberecht
erfahren sowohl die Betrof-
fenen als auch deren sozia-
les Umfeld, dass sie nicht
sich selbst überlassen und
ausgeliefert sind, sondern
dass sie die Institutionen von
Staat und Gesellschaft auf
ihrer Seite haben und von 
ihnen Unterstützung erfah-
ren. Staatliche Institutionen
signalisieren mit einem
dauerhaften Bleiberecht für
die Betroffenen eine Akzep-
tanz der Tatsache, dass Ras-
sismus und die damit einher-
gehende Gewalt Folgen von
politischen und gesellschaft-
lichen Versagen sind. 
Erst die Sicherheit eines
dauerhaften Aufenthalts schafft
darüber hinaus überhaupt die
Möglichkeit einer erfolgrei-
chen Traumaverarbeitung und
-behandlung. Ein unein-
geschränktes Bleiberecht 
bedeutet keineswegs eine
Wiedergutmachung des er-
littenen Unrechts und der da-
mit einhergehenden Demüti-
gungen. Es ermöglicht den
Opfern rassistischer Gewalt
vielmehr ein Leben in Würde
und Gleichberechtigung, ein
Leben mit einer gesicherten
Zukunftsperspektive. Dabei
geht es nicht um vereinzelte
humanitäre Gesten, sondern
um ein Signal: der Solidarität
mit den Opfern rassistischer
Gewalt, die allzu oft tödliche
Folgen hat.
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Worten Taten folgen lassen!
Für ein dauerhaftes Bleiberecht für Opfer rechter und rassistischer Gewalt

Die Forderung nach einem Bleiberecht für Opfer 
rassistischer Gewalt können Sie mit Ihrer Unterschrift und
mit der Weiterverbreitung der Kampagnen-Plakate unter-
stützen. 
Weitere Informationen finden sich auf der Homepage
www.agora-info.de. 

agOra unterstützt ihrerseits die Kampagne von 
Pro Asyl ”Hier geblieben! Recht auf Bleiberecht” (www.proasyl.de).

Zur Finanzierung der Kampagne ”Bleiberecht für Opfer rassistischer Gewalt”
sind wir dringend auf Spenden angewiesen und freuen uns über jede 
Unterstützung. Spenden sind zu überweisen an: 

Opferperspektive Brandenburg e.V. 
Konto-Nr.: 350 202 3041
Mittelbrandenburgische Sparkasse 
BLZ 160 500 00 
Stichwort: Bleiberecht
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Am 31. Januar 2002 wurde
Jonns Geber (Name geän-
dert) im Regionalzug von Hal-
le nach Eisenach von zwei
alkoholisierten Skinheads
rassistisch beschimpft und
mit einem Messer bedroht.
Einer der Rechtsextremen
hetzte seinen Kampfhund auf
den Flüchtenden. Der Staf-
ford-Mischling verbiss sich in
das Bein des 31-Jährigen.
Die Angreifer traktierten den
am Boden Liegenden mit Trit-
ten. Erst als es dem Äthiopier
gelang, das zu Boden gefal-
lene Messer zu ergreifen, lie-
ßen die Täter von ihm ab. Der
herbeigerufene Bundesgrenz-
schutz nahm die Personalien
der Angreifer auf, führte einen
Alkoholtest durch und ließ die
Täter wieder auf freien Fuß.
Erst ca. zwei Wochen später
wurden sie in Untersuchungs-
haft genommen.

Was waren und sind für
sie die Folgen des An-
griffs?
Was ich erlebt habe, fällt mir
schwer in Worte zu fassen.
Bereits vor dem Angriff war
ich in psychiatrischer Be-
handlung, weil ich mich iso-

liert fühle, Schlafstörungen
habe und unter Konzen-
trationsschwierigkeiten leide.
Nach dem Angriff ist das
schlimmer geworden. Meine
sozialen Kontakte habe ich
fast alle verloren. Ich leide
unter Hoffnungslosigkeit. Ich
bin immer noch in psychia-
trischer Behandlung und neh-
me Psychopharmaka. Was
mich zusätzlich sehr belastet
hat, waren die vielen büro-
kratischen Hürden, die mir in
den Weg gelegt wurden. 

Hat sich hinsichtlich ihres
Sicherheitsgefühls nach
dem Angriff etwas verän-
dert?
In mehr als 90 Prozent der
Fälle fühle ich mich nicht
mehr sicher. Die Täter, die
mich angegriffen haben,
kommen aus meinem Wohn-
umfeld. Das macht mir gro-
ße Angst, so dass ich heute
nicht mehr so häufig rausge-
he wie früher. Meine Bewe-
gungsfreiheit ist derart einge-
schränkt, dass ich meine Zeit
überwiegend zu Hause ver-
bringe. Ich fühle mich als
potenzielles Opfer der Leu-
te, denen ich auf der Straße

begegne. Ich traue mich auch
nicht mehr, mit dem Zug von
Halle nach Weißenfels zu
fahren.  Auf dieser Strecke bin
ich im Januar angegriffen
worden. Wenn ich jetzt mit
dem Zug fahre, kommen
automatisch die traumatischen
Erinnerungen an den Angriff
hoch. Zwar wurde ich früher
auch immer rassistisch be-
schimpft - die wollten Ärger,
das war üblich; damit muss-
te ich leben, aber nun habe
ich nicht nur in Weißenfels
Angst, sondern überall.

Nach dem Angriff wollten
sie nach Frankfurt am
Main ziehen. Die Auslän-
derbehörden haben das
abgelehnt. Wie war das
für sie?
Ich weiß nicht viel darüber,
wie die Behörden und die Be-
amten hier arbeiten und kann
deshalb auch nicht viel dazu
sagen. Aber ich kann sagen,
warum ich nach Frankfurt am
Main, in den Westen ziehen
wollte: Weil die sozialen Bin-
dungen dort für mich besser
sind, weil dort eine große
äthiopische Gemeinde exis-
tiert, weil ich dort die Möglich-

keiten hätte, mit Leuten in
Kontakt zu kommen. Ich
könnte mich dort frei bewe-
gen, aber auch in einer
gewissen Anonymität leben.
Das waren die Gründe,
warum ich nach Frankfurt am
Main wollte, und nicht weil ich
gedacht habe, dass dort für
mich das Paradies wäre.
Dass ich weiterhin hier allein
mit einer Duldung und der
ständigen Bedrohung einer
Abschiebung leben muss, ist
für mich eine große Belas-
tung. 

Wäre aus ihrer Sicht ein
Bleiberecht für Opfer
rassistischer Gewalt ein
Signal an die Täter?
Ich bezweifle das. Diese
Täter begreifen nicht, dass
Menschen, egal welcher Her-
kunft sie sind, in dieser glo-
balisierten Welt überall leben
können und sich überall
bewegen. Wenn man sich
vergegenwärtigt, dass solche
Angriffe mit dem Tod enden
können; dass das Opfer
manchmal keine Möglichkeit
mehr hat, die Sonne wieder
zu sehen ... Ich glaube, dass
man den Tätern viel stärker

mit Strafverfolgung ent-
gegentreten muss. Aber vor
allem muss man die Ursa-
chen bekämpfen – beispiels-
weise durch Erziehung und in
der Schule. Das ist meiner
Meinung nach wichtiger als
die Bekämpfung der Täter
durch die Gewährung eines
Bleiberechts für Opfer rassis-
tischer Gewalt.

Was wünschen sie sich
für die Zukunft?
Ich möchte an einem Ort le-
ben können, wo ich mich frei
fühle und wo ich mich ohne
Angst bewegen kann. Leider
ist mir das nicht ermöglicht
worden, doch das ist zur Zeit
mein größter Wunsch. Ich ha-
be in Deutschland viele
schlechte Erfahrungen ge-
macht. Ich war unschuldig im
Gefängnis und bin Opfer
rassistischer Gewalt gewor-
den. Was ich mir wünsche,
ist, dass niemand diese
schlechten Erfahrungen ma-
chen muss unabhängig von
Herkunft und Religion.
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In der Nacht zum 16. August
2002 wurde im Stadtzentrum
von Prenzlau Neil D. an-
gegriffen und schwer verletzt.
Gegen 1.00 Uhr hatte ihn
Marco Sch. (23) angespro-
chen und beschimpft:
”Scheiß Ausländer, was will-
lst du hier. Ich habe kein Geld,
ihr bekommt alles in den
Arsch geschoben.” Neil D.
gelang es, den jungen Mann
etwas zu beruhigen. Kurze
Zeit später hielt ein Auto. Der
23-Jährige, ein weiterer Man-
n und eine Frau stiegen aus.
Zunächst beleidigte die Frau
Neil D., dann versetzte ihm
Marco Sch. einen Schlag ins
Gesicht. Danach schlugen al-
le drei gemeinsam mit Sprin-
gerstiefeln und Fäusten auf
Neil D. ein. Während des An-
griffs fuhren mehrere Auto-
fahrer am Tatort vorbei, ohne
einzugreifen. Erst geraume
Zeit später verständigte ein
älterer Mann die Polizei. Eine
Woche später wurde Neil D.
erneut von zwei jungen Män-
nern bedroht und mit den
Worten ”Scheiß Neger, du 
bist schuld, dass unsere

Freunde im Knast sitzen” be-
schimpft. Wie sich Ende No-
vember herausstellte, hatte
Marco Sch., der wegen des
Angriffs auf Neil D. zu drei
Jahren Haft verurteilt worden
war, bereits Mitte Juli zu-
sammen mit seinem Bruder
und einen Freund nach
einem Dorffest in Potzlow
den 17-jährigen Marinus S.
erschlagen.

Neil, verspüren sie heute
noch Folgen des An-
griffs?
Ich habe immer noch
Schmerzen im Rücken und
meine Zähne sind auch noch
nicht behandelt worden.
Doch viel schlimmer sind für
mich die psychischen Folgen.
Ich gehe zwar zu einer Thera-
pie, doch immer wenn ich bei
der Psychologin bin, über-
wältigen mich die Tränen.
Nach dem Angriff habe ich
mich verändert. Ich bin zum
Eigenbrötler geworden. Frü-
her war ich gerne mit Leuten
zusammen, jetzt bin ich lieber
alleine in meinem Zimmer.
Wenn an meiner Zimmertür

geklopft wird, habe ich Angst.
Manchmal bleiben Freunde
über Nacht bei mir, damit ich
nicht allein schlafen muss,
denn ich habe sehr oft Alb-
träume. Früher habe ich Ge-
dichte und Kurzgeschichten
geschrieben, heute nicht mehr.
Meine Gedanken kreisen im-
mer um den Angriff.

Gab es Menschen, die
sich nach dem Angriff mit
ihnen solidarisiert haben?
Betty, eine andere Asyl-
bewerberin, von der Flücht-
lingsinitiative war für mich da.
Sie kannte auch die Opfer-
perspektive e.V.. Betty hat mir
die Telefonnummer des Ver-
eins gegeben. In Prenzlau
hat mir zunächst niemand ge-
holfen. Die Opferperspektive
war für mich in dieser Situa-
tion ein Hoffnungsschimmer.
Die MitarbeiterInnen versuch-
ten für mich eine Umvertei-
lung zu erreichen, da ich nicht
länger in Prenzlau wohnen
kann. Ich habe einfach zu viel
Angst. Dann haben sie mir
auch geholfen eine Rechts-
anwältin zu finden, die mich

im Prozess vertritt, und mich
unterstützt, damit ich eine
materielle Entschädigung er-
halte.

Sie sind zur Zeit Asyl-
bewerber in Deutschland.
Gab es schon eine Ent-
scheidung in ihrem Asyl-
verfahren?
Wissen sie, in meinem Land
ist Krieg. Ich habe schon vie-
le Tote und Verstümmelte in
meinem Leben gesehen. In
Sierra Leone gibt es keine
Freiheit, dort gibt es keine
Demokratie. Ich kann diese
Bilder aus Sierra Leone nicht
vergessen. Nach dem Angriff
in Deutschland habe ich mich
immer wieder gefragt, wieso
ich? Warum passiert mir das,
ich habe doch niemandem et-
was getan?
Mein Aufenthaltsstatus ist
mein größtes Problem. Ich
bin in der ersten Asylinstanz
abgelehnt worden. Nun muss
ich auf die Entscheidung der
zweiten Instanz warten. Doch
was soll ich bei einer Ableh-
nung tun? Ich habe Angst
wieder nach Sierra Leone zu-

rück zu müssen. Ich weiß
nicht, was dort auf mich zu-
kommt. Mein Vater lebt nicht
mehr dort, meine Geschwis-
ter auch nicht und auch unse-
rer Haus ist zerstört. Wo soll
ich dort leben? Ich wohne seit
fast drei Jahren hier in
Deutschland, mein Leben ist
hier.

Was sollte ihrer Meinung
nach die deutsche Regie-
rung für die Opfer von
rechtsextremer Gewalt
tun?
Der Staat sollte zunächst die
Täter von rechtsextremer Ge-
walt verfolgen und sie bestra-
fen. Wichtig wäre es aber
auch für die Opfer, nach dem
Angriff wieder ein normales
Leben führen zu können.
Doch wie kann ich ein norma-
les Leben führen, wenn ich je-
den Tag Angst habe, wieder
angegriffen zu werden?
Wenn ich tagtäglich Angst ha-
be, abgeschoben zu werden?

Interview: 
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Brandenburg

”Keine Möglichkeit, die Sonne wieder zu sehen”
Zwischen alltäglichem Rassismus und gesetzlichen Bestimmungen

Nach dem Angriff bleibt die Angst
Trotz Hilfe ist kaum Raum, den Angriff zu verarbeiten



Er war ein ruhiger Mann. Er
versuchte, sein Leben trotz
der ständigen Unsicherheit
harmonisch verlaufen zu las-
sen. Er hatte Kollegen, ein
paar Freunde, eine Arbeits-
stelle. Chin D. (Name geän-
dert) war einer der Flüchtlin-
ge, die schon lange, aber
immer mit ”Duldung” in
Deutschland leben. Dann
passierte es, schmiss ihn und
seinen Versuch, ein gleich-
mäßiges Leben zu führen,
völlig aus der Bahn: Ende
Oktober 2001 wurde Chin D.
nachts auf dem Nachhause-
weg ins AsylbewerberInnen-
heim angegriffen. Ein junger
Mann hielt ihn an. Kurz dar-
auf lag Chin D. auf dem Bo-
den. Weitere Männer kamen
hinzu. Verurteilt wurde nur
der erste Täter. Den anderen
konnte eine Tatbeteiligung
nicht nachgewiesen werden,
auch wenn Chin D. sagt, dass
er erst, als sie zu viert waren,
sich nicht mehr wehren oder
weglaufen konnte.
Der Angriff geschah aus dem
Nichts heraus und Chin D.

stand plötzlich vor dem
Nichts. Er erlitt schwere Ver-
letzungen, insbesondere im
Kopfbereich und musste län-
gere Zeit stationär behandelt
werden. Noch schlimmer als
die physischen Schmerzen
setzte Chin D. allerdings die
seelische Traumatisierung
zu: Bis heute leidet er an an-
haltenden Kopfschmerzen,
Bluthochdruck und einem
Angstsyndrom, wie die be-
handelnde Ärztin diagnos-
tizierte. Er hat Angst, abends
ohne Begleitung auf die Stra-
ße zu gehen.
Chin D. verlor durch den An-
griff seine Arbeitsstelle, weil
er zu lange krank geschrie-
ben war. Er verlor seine drei-
monatige Duldung, weil er
keine Arbeit mehr hatte. Je-
den Monat musste er nun zur
Ausländerbehörde und er be-
griff nicht wieso. Er empfand
diese Entscheidung als indi-
rekte Schuldzuweisung we-
gen seiner Krankheit und des
Angriffs auf ihn. Für die Aus-
länderbehörde hingegen war
es ganz normal, einem nicht

arbeitenden Migranten nur
monatliche Duldungen aus-
zustellen.
Dann kam die Vorladung zur
Botschaft, organisiert von der
Ausländerbehörde und be-
gründet mit dem formalen
Passus, dass ein Ausreise
Chin D.’s im öffentlichen
Interesse läge. Vorberei-
tende Maßnahmen zur Ab-
schiebung wie eine Bot-
schaftsvorführung gehören
zum Alltag der Behörde. Der
besonderen Situation von
Chin D. als Betroffener eines
rassistischen Angriffs wird
dieses Vorgehen nicht ge-
recht, liegen hier doch Ab-
schiebungshindernisse vor,
die nicht im Heimatland zu
suchen sind, sondern im Auf-
nahmeland, also hier bei uns.
Nachdem die zuständige
Ausländerbehörde in Mei-
ningen erfahren hat, dass
Chin D. sich wegen des An-
griffs in einer Psychotherapie
befindet, hat sie eine Duldung
für den Zeitraum der Thera-
pie ausgesprochen. Chin D.
konnte dadurch etwas Si-

cherheit zurück gewinnen,
leider nur auf Zeit. Eine Dul-
dung bedeutet die Ausset-
zung der Abschiebung des
Betroffenen innerhalb ihres
Gültigkeitszeitraums. Sie
kann kurzfristig sowie jeder-
zeit widerrufen werden und
verleiht mithin keinen ge-
sicherten Aufenthaltsstatus.
Es steht weiterhin zu befürch-
ten, dass Chin D. nach Be-
endigung seiner Therapie ab-
geschoben wird.
Die Landesregierung in Thü-
ringen wurde nach der Ertei-
lung eines Bleiberechts für
Opfer rassistischer Gewalt
gefragt und verwies auf den
Einzelfall, den es zu bewer-
ten gelte. Die Landesregie-
rung wurde nach der Ertei-
lung eines Bleiberechts im
Einzelfall von Chin D. gefragt
und verwies auf die allge-
meine Gesetzeslage, die dies
aus Gründen der Gleich-
behandlung nicht zulasse. Ist
aber Chin D. gleich behandelt
worden? Ein Bleiberecht wä-
re ein Signal, Verantwortung
zu übernehmen, dass ein

rechtsextrem oder rassistisch
motivierter Angriff nie und nir-
gends passieren darf. So
aber entsteht der Eindruck,
dass es nichts besonderes
wäre, wenn Menschen aus
menschenverachtenden Grün-
den zusammengeschlagen
werden. Eine Anfrage an den
Petitionsausschuss des thü-
ringischen Landtags ist noch
nicht beantwortet. Für die
Landesregierung ergibt sich
dadurch nochmals die Mög-
lichkeit, humanitäre oder
Wiedergutmachungsgründe
zur Geltung kommen zu las-
sen.
Zu Chin D.’s Alltag gehört zur
Zeit die Psychotherapie, aber
seit Oktober diesen Jahres
auch wieder seine Arbeit als
Koch. Noch arbeitet er auf
Probe, doch sein größter
Wunsch ist es, wieder ein
gleichmäßiges Leben führen
zu können.

Anlaufstelle für Betrof-
fene rechtsextremer und

rassistischer Angriffe und
Diskriminierungen
(ABAD) Thüringen
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In einer demokratischen 
Gesellschaft muss jeder
Mensch die gleichen Rechte
und die gleichen Möglichkei-
ten haben, frei und ohne
Angst zu leben. Die Realität
sieht allerdings anders aus:
Flüchtlinge und MigrantIn-
nen aus Nicht-EU-Staaten
unterliegen einer Gesetz-
gebung, die sie systematisch
benachteiligt und ausge-
grenzt. Viele Minderheiten le-
ben in einem gesellschaftli-
chen Klima, dass von
rechtsextremer, rassistischer
oder antisemitischer Gewalt
und Diskriminierung geprägt
ist. Das Problem sind dabei
nicht nur die rechtsextrem
orientierten Täter, das Pro-
blem sind auch die Reak-
tionen der Gesellschaft.
Rechtsextreme Taten wer-
den von der Gesellschaft mit
Desinteresse und Gleichgül-
tigkeit aufgenommen, und
die Täter erfahren häufig ge-

nug Zustimmung. Das Aus-
bleiben gesellschaftlicher
Solidarisierungsprozesse
aber drängt die Opfer weiter
ins Abseits, und die Täter füh-
len sich bestärkt in ihren
Handlungen.
Die in allen neuen Bundes-
ländern und Berlin bestehen-
den Opferberatungsprojekte
setzen genau an diesem
Punkt an: Neben indivi-
dueller Beratung für Betrof-
fene von rechtsextremer,
rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt und Diskrimi-
nierung, unterstützen sie
eine Selbstorganisierung
und tragen zur eigenstän-
digen Interessenvertretung
bei. Dies sind die Vorausset-
zungen dafür, dass die
Perspektive der Betroffenen
verstärkt in das öffentliche
Bewusstsein eindringt. So
können Solidarisierungspro-
zesse mit den Betroffenen
ausgelöst werden, die zu ei-

ner Veränderung eines ge-
sellschaftlichen Klimas füh-
ren. 
Um die Anliegen und Diskus-
sionen der Beratungspro-
jekte auch länderübergrei-
fend in die Öffentlichkeit zu
tragen, haben sich verschie-
dene Projekte und Initiativen,
die in der Beratung von Op-
fern rechtsextremer, rassis-
tischer und antisemitischer
Gewalt tätig sind, in der
”Arbeitsgemeinschaft der
Beratungsprojekte für Opfer
von rassistischer, rechtsex-
tremistischer und antisemiti-
scher Gewalt” (agOra) zu-
sammengeschlossen. agOra
fordert, um ein deutliches
politisches Signal zu setzen,
für Opfer rassistischer Angrif-
fe ein dauerhaftes Bleibe-
recht. 

Weiter Informationen unter:
www.agora-info.de

Und plötzlich stehst du vor dem Nichts
Gesetzliche Regelungen wirken oft wie eine indirekte Schuldzuweisung

Arbeitsgemeinschaft der Beratungsprojekte für Opfer von 

rassistischer, rechtsextremistischer und antisemitischer Gewalt 

Berlin
ReachOut
Köpenicker Str. 9, 10997 Berlin
Tel.: 030/695 683 39
info@reachoutberlin.de

Brandenburg
Opferperspektive Brandenburg,
Lindenstr. 47, 14467 Potsdam
Tel.: 0171/193 56 69
info@opferperspektive.de

Kontakt- und Beratungsstelle für
Opfer rechtsextremer Gewalt
Breitscheidstr. 41, 16321 Bernau
Tel.: 03338/459 407
kontaktstelle@bernau.net

Anlaufstelle für Opfer 
rechtsextremer Gewalt
Parzellenstr. 79, 03046 Cottbus
Tel.:0172/758 57 72
AfOrG@gmx.net

Beratungsstelle für Opfer 
rechtsextremer Gewalt 
Berliner Str. 24, 15230 Frankfurt/Oder
Tel.: 0179/8621159
BORG-FFO@gmx.net

Beratungsstelle für Opfer 
rechtsextremer Gewalt
Postfach 1126, 15331 Strausberg
Tel.: 0173/634 36 04
BORG-SRB@gmx.net

Mecklenburg-Vorpommern
LOBBI Neubrandenburg
Johannesstr. 12a, 17034
Neubrandenburg
Tel.: 0395/455 07 18
mail@lobbi-mv.de

LOBBI Rostock, Budapester Str. 16,
18057 Rostock
Tel.: 0381/200 93 77
mail@lobbi-mv.de

LOBBI Wismar, c/o AWO, Erich-
Weinert-Promenade 2, 23966 Wismar
Tel.: 03841/334 353
E-Mail: mail@lobbi-mv.de

Sachsen
AMAL Dresden
Bautzner Str. 41 HH, 01099 Dresden
Tel.: 0351/889 41 93
amal.dresden@ndk-wurzen.de

AMAL Görlitz
Bautzener Str. 20, 02826 Görlitz
Tel.: 03581/878 583
amal.goerlitz@ndk-wurzen.de

AMAL Wurzen
Bahnhofstr. 19, 04808 Wurzen
Tel.: 03425/851 541
amal.wurzen@ndk-wurzen.de

Beratungsstelle für Opfer 
rechtsextremer Gewalt
Härtelstr. 11, 04107 Leipzig
Tel.: 0341/261 86 47
raa.opferberatung@gmx.de

Sachsen-Anhalt
Beratungsstelle für Opfer 
rechtsextremer Gewalt
Parkstr. 7, 06846 Dessau
Tel./Fax. 0340/661 123 95
antidiskriminierg.buero@t-online.de

Miteinander e.V.
Büro Magdeburg: 
Tel. 0391/ 620 77 55
mobil. 0170/ 292 53 61
opferberatung.md@miteinander-ev.de

Mobile Opferberatung Süd: 
Tel. 0170/ 294 84 13
opferberatung.sued@miteinander-ev.de

Mobile Opferberatung Mitte:
Tel. 0170/ 294 83 52
opferberatung.mitte@miteinander-ev.de

Mobile Opferberatung Nord:
Tel. 0170/ 290 41 12
opferberatung.nord@miteinander-ev.de

Thüringen
ABAD Gera
Postfach 1654, 07506 Gera
Tel.: 0365/551 86 11
abad-gera@t-online.de

ABAD Erfurt
Warsbergstr. 1, 99092 Erfurt
Tel. 0361/217 27 24
abad-ef@gmx.de
Notfallberatung nach rassistischen
Angriffen: 0800/217 27 23

agOra  besteht aus folgenden Opferberatungsprojekten:


